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(6) Eine Änderung oder Aufhebung des Beschlusses über die Zulassung 
kann nur auf Antrag des beauftragenden Kollektivs oder des gesellschaft­
lichen Organs erfolgen.

§198

Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen

Der durch die Straftat Geschädigte und in den gesetzlich vorgesehenen 
Fällen auch der Staatsanwalt können bis zur Eröffnung des Hauptverfah­
rens beantragen, daß der Angeklagte zum Ersatz des entstandenen Scha­
dens verurteilt wird, sofern der Anspruch nicht anderweitig anhängig 
oder darüber bereits entschieden ist.

§199
Vorbereitung der Hauptverhandlung

(1) In Vorbereitung der Hauptverhandlung hat sich das Gericht mit der 
Strafsache und ihren gesellschaftlichen Zusammenhängen vertraut zu 
machen. Es legt die erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung einer wirk­
samen Hauptverhandlung fest.

(2) Das Gericht soll zur Erhöhung seiner Sachkunde bei der Klärung 
komplizierter Fragen sachkundige Bürger und Kollektive aus Betrieben, 
Genossenschaften oder Einrichtungen konsultieren.

(3) In Vorbereitung der Hauptverhandlung ist eine Beweisaufnahme 
durch das Gericht unzulässig.

§ 200

Beteiligung der Schöffen
Alle Entscheidungen und Maßnahmen zur Vorbereitung der Haupt­

verhandlung trifft das Gericht, sofern nicht später anderweitige Maßnah­
men erforderlich werden, die unverzüglich vom Vorsitzenden zu treffen 
sind.

§201

Termin und Ort der Hauptverhandlung
(1) Termin und Ort der Hauptverhandlung sind so zu bestimmen, daß 

die Teilnahme der an der Strafsache interessierten Bürger gewährleistet 
ist, um das Staats- und Rechtsbewußtsein der Bürger zu entwickeln, ihre 
Verbundenheit zu den Organen des sozialistischen Staates zu festigen, die 
erzieherische Wirkung der Hauptverhandlung zu erhöhen und die Kraft 
der Öffentlichkeit auf die Überwindung von Gesetzesverletzungen zu 
lenken.

(2) Das Gericht hat die Hauptverhandlung in sozialistischen Betrieben, 
Genossenschaften, Einrichtungen und in Wohngebieten durchzuführen, wenn 
dadurch in besonderem Maße die Mobilisierung gesellschaftlicher Kräfte 
zur Verhütung von Straftaten und anderen Rechtsverletzungen und zur 
Beseitigung ihrer Ursachen und Bedingungen erreicht werden kann.

(3) Die Hauptverhandlung ist spätestens vier Wochen und bei jugend-
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